
Protok01l 

über dße Konferenzsitzung des Landtages vom 3. Oktober 1940 
von 

m vormittags a9 - 12 Uhr. 

Abwesend die Abg.: Beck Joh und Eberle, f`Lr Ersteren anwesend 

Hans Wachter Schaan. 

Das Protokoll der letz'. en Sitzung wird vorlesen urh nach 

Anbringung einer Ergänzung bei Punkt " Subventionierung von 

Grünfuttersilos" in dem Sinn, daaadder Landtag mehrhei..: lich die 

Ansicht vertratpdass bei einer erfolgenden Regelung durch 

den Landtag die bereits bestehenden Silos auch miteinbezogen 

Werden sollen, genehmigt. 

1. Behandlung des Tuberkulosegesetzes, 

Der Gesetzesentwurf wird in der ersten Lesung durchgenomrien, 

sodann erfolgte die zweite arti : eiweise Lesung nachdem der Land- 

tag von den Ausführungsbestimmungen und dem Motivenbericht Kennt- 

bis genommen hatte, 

Ar` Die Notwendigkeit der Anmeldepflicht wird seitens des Land- 

tages als grundlegendes Erfordernis angesehen. 

Dr. Schädler weist darauf hin, dass verschiedene ansteckende Krank- 

heiten anmeldepflichtig sind, dass aber gerade die Tuberkulose 

bis jetzt, trotzdem sie manche ansteckende Krankheit in der Ge- 

fährlichkeit überragt, nicht anmeldepflichtig gewesen sei. Es sei 

dies ein unbeaingtes Erfordernis. 

Art, 2 entwickelt sie]- keine Doskussion. 

. Art. 3: Reg. Cr_ef erkundigt sich, wie es gemeint sei mit den Kosten 

bei der verschärften schularztliehen Tuberkulosekontrolle. 

Kühler; regt an, um etwelches auftretendes und bestehendes Miss- 

trauen zu beseitigen, das s bei der Festeldung der Reaktion dmmm 

je R Aerzte zugegen sein sollen, man könnte dann pro Kind auf 70 

Rp. gehen. und die Aerzte sollen wechseln in den Gemeinden. 

Dr. Schö. dler regt die Errichtung einer Karthoteg in den Gemeinden 

an,, damit die nötigen Eintragungen von jedem Arzt gemacht werden 

kannoDer Vorschlag Bühlers findet Berechtigung. 

Hoop unterstützt ebenfalls den Antrag Bühler's. 

Der Landtag ist mehrheitlich der Auffasung Bühler's und es 
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8011 dieser Abregung in der Verordnung zum Gesetze 4chnung 

getragon, werdeno 
bezw. Verordnungj 

. g. Chef beantragt, im Gesetze auszusprec en, das.. die rosten der 

baktereologischen und röntgologischen Untersuchung das Land 

trägt 
pm! aaaýdHr IIlý m ýIýýffiýIýäýPr . Alle an- 

deren Kosten gehen zu Lasten der Angehörigen, 

Ar�rtt, 
_4 

z 

chädler Eug.: fragt an, wie die Untersuchung des erwähnten- Per- 

sonale vor sich gehe. Das müeLte doch einheitlich sein und eine 

yontrol. te bestehen. 

Der letzte Satz im 2, Abs, des Art, 4 findet aer Landtag als zu weit 

gehend und zu Unklarheiten führend. Der Landtag ist für die Strei- 

chung dieses Satzes des Entwurfes, 

Art. 5: Sele fragt an, wer dann üezahlt, wenn der iater oder die Mut- 

ter oder I: inder aus der Familie ausgeschieden werden müssen wegen 

Ab s teckungsge fahr. 

Zrunhart glaubt, dass eine moralische Pflicht zur Unterstützung 

dann besteht. 

, krt, 6: Der zweite Absatz wird gestrichen und weitergehend ge- 

fasst und zwar folgendermassen: " Offen Tuberkulose, die durch 

ihre BerufstLS. tigkeit eine besondere Gefährdung ihrer Umgebung 

darstellen dürfen ihren Beruf wie insbesondere im Lebensmittel-, 

Gastwirtschaft- 
und Friseurgewerbe etz. und als Dienstboten im 

Haushalte mit Kindern nicht ausüben oder dort angestellt sein. " 

Art, 7 und 8 sollen gemäss Vorschlag des Präsidenten zusammenge- 

zogen werden. 

Vogt beantragt, dass auch die gemeinden zur Beitragsleistung 

herangezogen werden. 

Der Landtag ist mehrheitlich der Meinung, dasc die Zuständig- 

keisgemeinden herangezogen werden soilen, dass aber die Geme inden 

verpflichtet werden, die Namen der aus diesem Titel Unterstützten 

nicht mit Namen im G-meindebüchlein aufscheinen dürfen, sondern 

dass dieser Posten gesamthaft für Tuberkulosebekampfung aufscheint. 

Es wird deshalb in Art 8 die Beitragspflicht der Gemeinden 

festgelegt und der Artikel wie folgt gefasst; " Das Land übernimmt 

einvernehmlich mit der Zuständigkeitsgemeinde nach Massgabe der 

vorhandenen Mittel ..... ". 

Die Höhe der Beitragsleistung der Gemeinde eol- in der Verordnung festgelegt werdend 
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Schluss der Sitzung 12 Uhr, Nöchste. Sitzung konraecden 

Donnerstag ohne Einladung, 
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